1 Volkszählungsurteil und Recht auf Informationelle Selbstbestimmung

Von grundlegender Bedeutung für den Datenschutz ist das sog. Volkszählungsurteil vom 15.12.1983. In diesem hat das Bundesverfassungsgericht anerkannt, dass es ein Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung gibt. Der Verfassungsbeschwerde lag zugrunde, dass das Volkszählungsgesetze 1983 (VZG) eine Erhebung statistischer Daten der Bevölkerung vorsah. Darüber hinaus sah das VZG einen Abgleich mit dem Melderegister vor. Auch eine Übermittlung von personenbezogenen Einzelangaben an die fachlich zuständigen obersten Bundesbehörden und Landesbehörden sowie an die von ihnen bestimmten Stellen sollte gestattet werden, soweit diese personenbezogenen Daten von den Empfängern zur rechtmäßigen Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben benötigt werden. Zusätzlich sollte das VZG ermöglichen, die mit Hilfe der Gemeinden erhobenen personenbezogenen Daten ohne Namen auch dem kommunalen Bereich für bestimmte Verwaltungszwecke zur Verfügung zu stellen. 

Da durch die Volkszählung jeder in gleichem Maße den Informationsanforderungen des Staates ausgesetzt war, schlug die bislang eher individuelle Betroffenheit um in eine kollektive. Die zunehmende Automatisierung ließ die Furcht vor der Verknüpfung von Daten und der unkontrollierten Persönlichkeitserfassung wachsen und führte zu dem Misstrauen, dass der Staat in das Leben der Bürger eingreifen würde. 

Vor diesem gesellschaftspolitischen Hintergrund hat sich das Bundesverfassungsgericht ausführlich mit der Frage auseinandergesetzt, welche Anforderungen die Verfassung an die Verarbeitung personenbezogener Daten stellt und geht in seinen Urteilsgründen über den konkreten Einzelfall hinaus. 

Wikipedia zum Volkszählungsurteil und Recht auf Informationelle Selbstbestimmung

Das Recht auf Informationelle Selbstbestimmung bezeichnet im deutschen Recht das Recht des Einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner personenbezogenen Daten zu bestimmen. Es handelt sich dabei nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts um ein Datenschutz-Grundrecht, das im Grundgesetz nicht ausdrücklich erwähnt wird. Der Vorschlag, ein Datenschutz-Grundrecht in das Grundgesetz einzufügen, fand bisher nicht die erforderliche Mehrheit.

[...] Das informationelle Selbstbestimmungsrecht ist eine Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts und wurde vom Bundesverfassungsgericht im so genannten Volkszählungsurteil 1983 als Grundrecht anerkannt. Ausgangspunkt für das Bundesverfassungsgericht ist das Allgemeine Persönlichkeitsrecht, also Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG. Die Kritik lautete konkret:

Die freie Selbstbestimmung wird durch die Fortschritte der modernen Datenverarbeitung in zunehmendem Maße gefährdet: "Sie [sc. die Daten] können darüber hinaus - vor allem beim Aufbau integrierter Informations-systeme - mit anderen Datensammlungen zu einem teilweise oder weitgehend vollständigen Persönlichkeitsbild zusammengefügt werden, ohne daß der Betroffene dessen Richtigkeit und Verwendung zureichend kontrollieren kann. Damit haben sich in einer bisher unbekannten Weise die Möglichkeiten einer Einsichtnahme und Einflußnahme erweitert, welche auf das Verhalten des Einzelnen [...] einzuwirken vermögen."
 Wer nicht wisse oder beeinflussen könne, welche Informationen bezüglich seines Verhaltens gespeichert und vorrätig gehalten werden, werde aus Vorsicht sein Verhalten anpassen (Panoptismus). Dies beeinträchtige nicht nur die individuelle Handlungsfreiheit sondern auch das Gemeinwohl, da ein freiheitlich demokratisches Gemeinwesen der selbstbestimmten Mitwirkung seiner Bürger bedürfe. "Mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung wären eine Gesellschaftsordnung und eine diese ermöglichende Rechtsordnung nicht vereinbar, in der Bürger nicht mehr wissen können, wer was wann und bei welcher Gelegenheit über sie weiß. Wer unsicher ist, ob abweichende Verhaltensweisen jederzeit notiert und als Information dauerhaft gespeichert, verwendet oder weitergegeben werden, wird versuchen, nicht durch solche Verhaltensweisen aufzufallen."
Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung leitet sich nach Ansicht des EU-Parlamentes auch aus Artikel 8 Absatz 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention ab: „Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.“

Aufbauend auf dieser Begründung hatte das EU-Parlament gegen die EU-Kommission Klage erhoben, weil die verbindliche Speicherung der Verkehrsdaten der EU-Bürger gegen diese Regelung verstoße. (aus: http://de.wikipedia.org/wiki/Informationelle_Selbstbestimmung + http://de.wikipedia.org/wiki/Volksz%C3%A4hlungsurteil )

Arbeitsauftrag: 
1. Welche Art von Misstrauen erfasst die Bürger gegen den Staat und wogegen klagen die Klageführer vor dem Bundesverfassungsgericht?

2. Wende die Argumentation des BverfG und des EU-Parlaments auf die Datenspeicherung bei Facebook und Google und deren Auswertung auf preferencetool.com an. Fülle den Satz: "Sie [sc. die Daten] können darüber hinaus [...] mit anderen Datensammlungen zu einem [...] weitgehend vollständigen Persönlichkeitsbild zusammengefügt werden, ohne daß der Betroffene dessen Richtigkeit und Verwendung zureichend kontrollieren kann." mit Beispielen aus dem bisherigen Unterrichtsverlauf
3. Inwieweit ist der Panoptismus (Konformismus, Mainstream, GD) ein probates Mittel, um "Profiling" (Kategorisierung) auf fb zu entgehen?
2 Das NPD-Verbot aus verfassungsrechtlicher Sicht

Kommentar vom Präsidenten des OLG a. D., Dr. Rudolf Wassermann, Aktivierung der wehrhaften Demokratie – Zum Antrag auf NPD-Verbot, abgedr. In: NJW (=Neue Juristische Wochenschrift) 2000, Heft 51, S. 3760-62:

(...) Die Demokratie des Grundgesetzes ist pluralistisch. Ihre ideologische Basis ist nicht die Fiktion der Homogenität des Volkes, der Klasse oder der Rasse. Sie beruht vielmehr auf der Einsicht in die Vielfältigkeit in der zum Staat verfassten Gesellschaft, in die Differenziertheit des Volkes und damit in die Unterschiedlichkeit und Gegensätzlichkeit der Meinungen und Interessen.

Was das Gemeinwohl ist, ist nicht a priori festgelegt. Es soll sich vielmehr im “Freihandel der Ideen” (Oliver Wendell Holmes) herausbilden, im offenen Prozess der Meinungs- und Willensbildung. Konflikte werden nicht nur als unvermeidlich anerkannt, sie werden bejaht als Instrumente der Gemeinwohlfindung wie des Wandels, der Politik und Gesellschaft vor Verharrschung und Erstarrung bewahrt. Geistige und politische Auseinandersetzungen auf den Gebieten des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens kennzeichnen die liberale politische Gesellschaft als ein in Freiheit pulsierendes Gemeinwesen, in dem Toleranz für abweichende oder gegensätzliche Meinungen herrscht.

Ein solches System, in dem konfligierende [widerstreitende, GD] Gruppen um die Macht im Staate ringen, funktioniert, solange sich diese wechselseitig zur Toleranz bekennen und darin übereinstimmen, dass die Spielregeln des Systems unangetastet bleiben müssen. Fehlt es daran, weil Gruppen zur Macht gelangen, die das System zu Gunsten eines anderen beseitigen wollen, so bricht es zusammen.

Arbeitsauftrag: 

1. Beschreibe die Bedeutung des Meinungspluralismus für die Demokratie.
2. Stelle die Auswirkungen des Panoptismus auf die Privatsphäre und daraus resultierend die Bedeutung desselben  für den Meinungspluralismus dar.
3. Erötere die Rolle der SNS in der Demokratie unter Heranziehung deines Hintergrundwissens zu Datenauswertung von FB.
� aus: https://www.zendas.de/recht/allgemein/volkszaehlungsurteil.html


� aus: http://openjur.de/u/268440.print





